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Editorial

<

der Schlichterspruch zum 
TVöD ist zwischenzeitlich be­
kannt. In den Verhandlungen 
der vierten Verhandlungsrun­
de wurde vom Vorschlag der 
Schlichter praktisch nicht 
mehr abgewichen. Der Inhalt 
des Tarifvertrags zum TVöD 
steht damit fest und wurde in 
den letzten Wochen medial 
ausreichend beleuchtet.

Für die Tarifbeschäftigten des 
Bundes und der Kommunen 
ist es meines Erachtens ein 
faires Tarifergebnis. Wir ha­
ben gekämpft, wir haben ge­
streikt und wir sind auf die 
Straßen und haben demons­
triert. Unsere Maßnahmen 
haben sich ausgezahlt mit ei­
nem Ergebnis, das sich auch 
im Vergleich mit anderen Ta­
rifabschlüssen der vergange­
nen Monate nicht verstecken 
muss. Neben dem steuer- und 
sozialabgabenfreien Einmal­
betrag von 1 240 Euro, der 
(brutto wie) netto im Juni 
ausbezahlt werden soll, hat 
jeder Tarifbeschäftigte ab  
Juli 2023 zunächst 220 Euro 
(ebenfalls netto!) monatlich 
mehr in der Tasche. Ab März 
2024 wird dann ein Gehalts­
plus von 340 Euro (brutto) ga­
rantiert. Die unteren und 
mittleren Entgeltgruppen 
fahren durch die Erhöhung 
um 200 Euro sowie der zu­
sätzlichen Gehaltssteigerung 
um 5,5 Prozent ab Juli 2024 
sogar noch besser. Bis zu 16 
Prozent Gehaltserhöhung 
werden zum 1. März 2024 
umgesetzt werden. Die 
24-monatige Laufzeit des  
Tarifvertrags endet dann am 
31. Dezember 2024. 

Der Kampf hat sich also ge­
lohnt. Doch auch dieser Tarif­
abschluss kann sehr wohl sei­

ne Schattenseite haben. In 
der Bundestarifkommission 
waren wir uns bei der Forde­
rungsfindung zu diesen Tarif­
verhandlungen einig, dass wir 
keine Sonderzahlungen woll­
ten, die dann bei der Übertra­
gung des Tarifergebnisses auf 
die Bundesbeamtinnen und 
Bundesbeamten sowie die 
Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger 
des Bundes gegebenenfalls 
nicht übertragen werden kön­
nen. Explizit hatten wir die In­
flationsausgleichsprämie hier 
im Blick, die sämtliche Erhö­
hungen des TVöD vom 1. Ja­
nuar 2023 bis 29. Februar 
2024 umfasst. Wenn es nicht 
gelingt, dass diese Einmalzah­
lung von insgesamt 3 000 
Euro, deren Auszahlung auf 
die Monate Juni 2023 bis Feb­
ruar 2024 verteilt wird, auf 
die Versorgungsempfänger 
übertragen wird, können wir 
mit der Einkommensrunde 
des TVöD nicht zufrieden 
sein. Denn in diesem Fall 
kann ein politisch gewolltes 
Abkoppeln der Ruhestands­
beamtinnen und Ruhestands­
beamten von der Besoldung 
der aktiven Beamtenschaft 
nicht mehr geleugnet wer­
den. Der dbb spricht schon 
lange nicht mehr von reinen 
Tarifverhandlungsrunden, 
sondern – völlig zu Recht – 
von Einkommensrunden, da 
wir aufgrund der Solidarität 
zwischen Tarifbeschäftigten 
im öffentlichen Dienst auf der 
einen Seite und den Beamten 
und Versorgungsempfängern 
auf der anderen Seite die Ta­
rifverhandlungen erst dann 
als zu Ende verhandelt be­
trachten, wenn die notwendi­
ge Übertragung des Tarifer­
gebnisses auf den Beamten- 
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und Versorgungsbereich feststeht. 
Selbstverständlich muss diese Über-
tragung aus unserer Sicht immer zeit-
gleich und systemgerecht (im Sinne 
von inhaltsgleich) erfolgen. 

Auch wenn der Anteil der Versor-
gungsempfänger des Bundes nicht 
sehr groß ist, wissen wir sehr wohl um 
die erhebliche Signalwirkung des TVöD 
auf den TV-L, der zum 30. September 
2023 auslaufen wird.

Aus diesem Grund haben sich alle  
16 dbb Landesbünde dazu entschlos-
sen, ihre jeweiligen Besoldungsgesetz-
geber anzuschreiben und zu fordern, 
dass diese darauf hinwirken, sämtliche 
in den Tarifverträgen (TVöD und TV-L) 
beschlossenen Inflationsausgleichs-
prämien auf die Beamtinnen und 
Beamten, aber auch für die Versor-
gungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger zeit- und inhalts-
gleich zu übertragen.

Nach den beiden letzten Tarifrunden 
(TVöD und TV-L), bei denen die Corona-
prämie nicht auf die Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfän-
ger übertragen worden war, gilt es jetzt 
für die Bundes- und die Landesregie-
rungen, Flagge zu zeigen. Vergessen 
und vergeblich sind dann alle vergange-
nen verbalen Wertschätzungen, wenn 
die Pensionärinnen und Pensionäre von 
der Entwicklung der Besoldung der ak-
tiven Beamtenschaft abgekoppelt wer-
den. Nicht nur die Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfänger, 
sondern auch alle aktiven Beamtinnen 
und Beamten werden sehr genau dar-
auf achten, wie ihre jeweilige Regie-
rung beziehungsweise ihr jeweiliger 
Besoldungsgesetzgeber sich in dieser 
Frage verhalten wird.

Sehr wichtig war uns im April auch der 
Besuch beim Landesamt für  
Besoldung und Versorgung (LBV).  
Die neue Präsidentin Anne Katrin  
Michalke war uns gegenüber sehr auf-
geschlossen und nahm unsere Anlie-
gen, insbesondere die langen Warte-

zeiten bei der Beihilfebearbeitung, 
sehr ernst.

Dem LBV ist es gelungen, alle offenen 
Stellen in der Beihilfebearbeitung zu 
besetzen. Dieser Umstand hat zusam-
men mit den anderen getroffenen 
Maßnahmen (Wochenendarbeit und 
angeordnete Mehrarbeit) dazu ge-
führt, dass zumindest kurzzeitig die 
durchschnittliche Bearbeitungszeit un-
ter die vom Parlament geforderten 20 
Tage gesunken ist. Allerdings ist dies 
nur eine Momentaufnahme, da in den 
Osterferien und sehr wahrscheinlich 
auch in den Pfingstferien wieder über-
proportional viele Anträge eingegan-
gen sind beziehungsweise eingehen 
werden. Die wichtigste Maßnahme zur 
schnelleren Bearbeitung können Sie 
als Betroffene selbst umsetzen: Rei-
chen Sie Rezepte sowie (Zahn-)Arzt-
rechnungen möglichst digital (über 
das Kundenportal oder über die App) 
getrennt von überprüfungsintensive-
ren Kostenaufwendungen (Reha, Bril-
len, stationäre Behandlungen, Physio-
therapien et cetera) ein. Beihilfeanträ-
ge, die ausschließlich Rezepte und 
Arzt- beziehungsweise Zahnarztrech-
nungen enthalten, laufen grundsätz-
lich vollautomatisch und damit schnell 
durch die Bearbeitung. 

Herzliche Grüße 
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LBV-Präsidentin wirbt um Unterstützung

Durch die systematische Trennung von        
Belegen Bearbeitungszeit verkürzen
Die Anordnung von Wochenendarbeit und Mehrarbeitsstunden der ver-
gangenen Wochen zeigt Wirkung: Beim Landesamt für Besoldung und Ver-
sorgung (LBV) liegen die Bearbeitungszeiten von Beihilfeanträgen aktuell 
unter 20 Tagen. Doch Anne Katrin Michalke, die Präsidentin der Behörde, ist 
skeptisch und tut gleichwohl alles, damit man diese Zeiten halten kann. Im 
Gespräch mit BBW-Chef Kai Rosenberger warb sie deshalb auch um Unter-
stützung durch die Beihilfeberechtigten. Eine systematische Trennung von 
Belegen helfe, Bearbeitungszeiten zu verkürzen.
Nach wie vor ist das Arbeits-
aufkommen bei der Bearbei-
tung von Beihilfeanträgen sehr 
hoch. Weil es inzwischen aber 
gelungen sei, die Bearbeitungs-
zeiten deutlich zu senken, habe 
man in diesen Wochen die Wo-
chenendarbeit und die Mehrar-
beitsverpflichtung wieder be-
endet, sagte die LBV-Präsiden-
tin. Zugleich kündigte sie an, 
dass auch der Telefonservice 
zeitnah wieder in vollem Um-
fang bereitstehen soll. 

Doch Präsidentin Michalke 
weiß, dass der Beihilfeabtei-
lung ihrer Behörde schwierige 
Wochen und Monate ins Haus 
stehen. Täglich gingen mehr 
als 8 000 Anträge ein, berich
tete sie. Trotz Osterferien  
habe man den Rückstand von 
170 000 Anträgen um 23 000 
reduziert. Doch die Flut an An-
tragseingängen werde von Jahr 
zu Jahr größer. Zur Verdeutli-
chung der angespannten Situ
ation nannte die Präsidentin 
der Behörde Zahlen: Waren es 
2021 jährlich noch 1,54 Millio-
nen Beihilfeanträge, die beim 
LBV eingingen, wurden 2022 
bereits 1,83 Millionen Anträge 
gezählt und die Prognose für 
2023 liege bei zwei Millionen 
Anträgen. Präsidentin Michalke 
ist sich sicher: Um die Lage 
langfristig zu beherrschen, hel-
fe nur eine Vereinfachung der 
Rechtslage samt Verankerung 
eines Risikiomanagements, 
vergleichbar der automatisier-

ten Regelung bei der Bearbei-
tung von Steuererklärungen.

Im Vergleich zu anderen Bun-
desländern sei das LBV bereits 
heute aufgrund seiner entspre-
chenden Arbeitsstufen und 
insbesondere der automatisier-
ten Fallprüfung gut aufgestellt, 
räumte Michalke ein. Damit die 
Technik allerdings voll zum Ein-
satz kommen könnte, wäre es 
hilfreich, wenn die Beihilfebe-
rechtigten Arztrechnungen, 
Zahnarztrechnungen und Re-
zepte getrennt von allen ande-
ren Belegen einreichen wür-
den. Entsprechende Anträge 
könnten dann im digitalen Bei-
hilfeprüf- und Abrechnungs-
system schneller bearbeitet 
werden. Deshalb mache es 
Sinn, Belege über Aufwandsar-
ten, wie beispielsweise Heilbe-
handlungen, Hilfsmittel oder 
Pflegerechnungen zeitgleich 

mit einem separaten Antrag 
einzureichen. Zudem warb die 
Präsidentin des LBV darum, 
Beihilfeanträge möglichst elek-
tronisch über die App „Beihilfe 
BW“ oder über den Beihilfean-
trag online im Kundenportal 
des LBV einzureichen. Dabei 
könnten auch mehr als 15 Be-
lege pro Antrag hochgeladen 
werden, sofern das mögliche 
Datenvolumen nicht über-
schritten wird. 

Zur Anregung des BBW, die 
Grenze von 5 000 Euro für eine 
bevorzugte Bearbeitung von 
Beihilfeanträgen abzusenken, 
erklärte Präsidentin Michalke, 
eine entsprechende Regelung 
sei derzeit in der Prüfung. Zum 
Vorschlag von BBW-Chef Ro-
senberger, die Direktabrech-
nung nicht nur für stationäre 
Einrichtungen, sondern auch 
für regelmäßige teure Medika-

mente zu ermöglichen, merkte 
Michalke an, dass die Apothe-
ken bisher nicht direkt abrech-
nen, zumal sie sich entspre-
chende Vorleistungen kaum 
leisten könnten. 

	< Gewinnung von  
Fachkräften

Zur Gewinnung von Fachkräf-
ten für das LBV äußerte sich die 
Präsidentin im Großen und 
Ganzen zufrieden. Insgesamt 
seien mit rund fünf Prozent 
vergleichsweise wenige Stellen 
unbesetzt. Im Bereich der Bei-
hilfe gebe es im Moment keine 
offenen Stellen. Es habe sich 
gezeigt, dass Arzt- und Zahn-
arzthelferinnen sowie Azt- und 
Zahnarzthelfer aufgrund der 
Arbeitsbedingungen mit der 
Möglichkeit zum Homeoffice 
und zu mobiler Arbeit häufig 
Interesse haben, beim LBV zu 
arbeiten. Weit schwieriger sei 
es hingegen, IT-Fachkräfte zu 
rekrutieren, die das LBV für die 
eigenen Fachanwendungen  
benötige.

	< Pauschale Beihilfe

Seit 1. Januar 2023 haben Bei-
hilfeberechtigte die Möglich-
keit, anstelle des bewährten 
Systems aus Beihilfe und Eigen-
vorsorge durch eine ergänzen-
de Krankenversicherung die 
pauschale Beihilfe nach § 78 a 
Landesbeamtengesetz in An-
spruch zu nehmen. Derzeit 
nutzen rund 1 400 Personen 
diese Möglichkeit und erhalten 
pauschale Beihilfe, berichtete 
Präsidentin Michalke. „Eine 
sehr überschaubare Zahl“, 
meint man beim BBW in Anbe-
tracht dessen, dass die fünfmo-
natige Ausschlussfrist für An-
träge für Bestandsbeamtinnen 
und Bestandsbeamte Ende Mai 
ausläuft.
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	< Auf dem Dach des LBV (von rechts): Frank Bauer, Leiter der Abteilung 2  
beim LBV; LBV-Präsidentin Anne Katrin Michalke; BBW-Chef Kai Rosen-
berger; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth 
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Der BBW hat im April zu einem Parlamentarischen Abend eingeladen

Eine gute Tradition neu aufgelegt
Es war über viele Jahre hinweg 
gute Tradition, dass der BBW 
im Rahmen der dbb Jahresta-
gung in Köln zu einem Baden-
Württemberg-Abend eingela-
den hat. Im Brauhaus traf man 
sich zu einem ungezwungenen 
Beisammensein mit Spitzen-
vertretern aus den baden-
württembergischen Ministeri-
en und Landespolitikern. Zu 
späterer Stunde gesellten sich 
auch Pressevertreter aus dem 
Land zu der Runde. 

Corona hat dieser Tradition ein 
jähes Ende bereitet und die 
Neuorganisation der Jahresta-
gung eine Wiederaufnahme 
dieser Treffen endgültig been-
det. Doch damit wollte sich 
BBW-Chef Rosenberger nicht 
zufriedengeben. Er hat gehan-
delt und am 18. April 2023 zu 
einem Parlamentarischen 
Abend eingeladen. Die Reso-
nanz war groß, die Gästeschar 
entsprechend: Spitzenvertrete-
rinnen und Spitzenvertreter 
aus den Behörden, Landtags-
abgeordnete und Pressevertre-
ter waren der Einladung ge-
folgt, nutzten die Zeit – auch 
zum Plaudern in lockerer At-
mosphäre.

Wie wichtig Gespräche in un-
gezwungener Atmosphäre für 
das gute Miteinander sind, hat-
te BBW-Chef Rosenberger in 
seiner Begrüßungsrede betont, 
bevor er die Themen ansprach, 
die den BBW derzeit beschäfti-
gen: Wie steht es um die ver-
fassungskonforme Alimentati-
on? Wie geht es weiter mit 
dem 4-Säulen-Modell? –  

alles Dinge, die aus Sicht des 
BBW dringend geklärt werden 
müssen. Denn beim BBW ist 
man überzeugt, dass nach der 
Einführung des Bürgergelds 
das Abstandsgebot zur Grund-
sicherung nicht mehr eingehal-
ten wird. Welche Signalwir-
kung wird das Tarifergebnis 
TVöD auf die im Herbst anste-
hende Einkommensrunde TV-L  
haben? Hier bezog Rosenber-

ger bereits Position, noch be-
vor der Tarifabschluss fest-
stand: Bei einer Inflationsaus-
gleichsprämie darf man die 
Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger im 
Rahmen der Anpassung von 
Besoldung und Versorgung 
nicht ausgrenzen, weder im 
Bund noch in den Ländern. 
Wichtig ist dem BBW-Vorsit-
zenden zudem, dass bei der  

Tarifrunde TV-L endlich eine 
Novellierung der Entgeltord-
nung erreicht wird, die noch 
aus dem Jahre 1978 stammt.

Wann kommen die Lebensar-
beitszeitkonten? „Wir bauen 
auf die beim Gewerkschaftstag 
öffentlich gemachten Zusagen 
der Regierungsfraktionen, dass 
eine Umsetzung spätestens 
zum 1. Januar 2024 erfolgt“, 
gab sich Rosenberger zuver-
sichtlich. Wann ist mit der Re-
duzierung der Wochenarbeits-
zeit für die Beamtinnen und 
Beamten zu rechnen? In dieser 
Angelegenheit äußerte sich Ro-
senberger überdeutlich: „Wenn 
wir erfolgreich um die Genera-
tionen Y und Z werben wollen, 
kommen wir mittelfristig nicht 
um eine Reduzierung der Wo-
chenarbeitszeit herum. Die IG 
Metall macht es vor, indem sie 
in der kommenden Tarifrunde 
die Einführung der 4-Tage-Wo-
che bei vollem Lohnausgleich 
fordern wird.“ 
�

©
 B

BW
 (3

)

	< BBW-Chef Kai Rosenberger begrüßt die Gäste; neben ihm STZ-Redakteur 
Matthias Schiermeyer.

	< Der BBW-Vorsitzende während 
seiner Begrüßungsansprache

	< Die Gästeschar in gemütlicher Runde

	< Jobticket/Radleasing

Zum neuen Deutschlandticket 
hat die LBV-Präsidentin ausge-
führt, dass dieses auch als Job-
Ticket BW bezuschusst wird. 
Die Umstellung sei Sache der 
Verkehrsverbünde, lediglich der 

Antrag laufe über das LBV. Zu-
dem informierte Michalke darü-
ber, dass die Ausschreibung für 
das Jobbike 2.0 derzeit vom Ver-
kehrsministerium in Abstim-
mung mit dem LBV vorbereitet 
werde, da der Vertrag mit dem 
bisherigen Anbieter auslaufe.

	< Die Gesprächsrunde

An der Unterredung, die am 
25. April 2023 im LBV statt-
fand, haben neben LBV-Präsi-
dentin Anne Katrin Michalke 
und BBW-Chef Kai Rosenber-
ger auch BBW-Justiziarin und 

Geschäftsführerin Susanne 
Hauth sowie Frank Bauer, Lei-
ter der Abteilung 2 Beihilfe/
Heilfürsorge/Wiedergutma-
chung/Digitalisierung/Postein-
gang, teilgenommen. 
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Vorsitzende der dbb Landesbünde mahnen im Vorfeld der Tarifverhandlungen TV-L

Den Versorgungsbereich bei einem        
Inflationsausgleich nicht ausgrenzen
Der Tarifstreit im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen ist beendet. Die Tarifparteien haben 
sich am 22. April 2023 geeinigt. Bereits im Vorfeld der Tarifeinigung war durchgesickert, dass der 
Bund das Ergebnis lediglich systemkonform auf den Beamtenbereich übertragen will. Die Pensionä-
rinnen und Pensionäre sollen beim Inflationsausgleich leer ausgehen. Das hat die Vorsitzenden der 
16 dbb Landesbünde auf den Plan gerufen. Sie verlangen: den Versorgungsbereich nicht ausgrenzen, 
weder im Bund noch in den Ländern.

In einem gleichlautenden 
Schreiben an die Finanzminis-
ter ihres Bundeslandes fordern 
die Landesbundvorsitzenden 
insbesondere, dass man so-
wohl jetzt beim TVöD als auch 
bei der Übertragung des im 
Herbst auszuhandelnden Tarif-
abschlusses TV-L auf den 
Beamten- und Versorgungsbe-
reich der Länder die Versor-
gungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger nicht 
erneut, wie bereits bei der Co-
ronaprämie, ausspart. Denn sie 
befürchten, dass der Tarifab-
schluss TVöD sowie die Besol-
dungs- und Versorgungsanpas-
sung des Bundes Signalwir-
kung haben könnten. Der Tarif-
abschluss TVöD entspricht im 
Wesentlichen der Empfehlung 
der Schlichter. Der Tarifkom-
promiss zum TVöD beinhaltet 
einen steuer- und sozialabga-

benfreien Inflationsausgleich 
in Höhe von 3 000 Euro, der ab 
Juni 2023 gestückelt bis ein-
schließlich Februar 2024 aus-
gezahlt wird. Ab März 2024 
steigen die Gehälter um einen 
Sockelbetrag von 200 Euro und 
darauf aufbauend um 5,5 Pro-
zent, mindestens aber um  
340 Euro. Ausbildungs- und 
Praktikantenentgelte werden  
zum gleichen Zeitpunkt um 
150 Euro erhöht. „Einkom-
mensrunden sind immer zäh. 
Aber dieses Mal war es beson-
ders kniffelig“, kommentierte 
dbb Chef Ulrich Silberbach die 
schwierigen Verhandlungen 
mit Bund und Kommunen.  
Das Ergebnis könne sich aber 
durchaus sehen lassen. Prozen-
tual würden allein die Tabel-
lenerhöhungen – je nach Ent-
geltgruppen – damit zwischen 
8 und 16 Prozent liegen. Posi-

tiv äußerte sich auch BBW-
Chef Kai Rosenberger: „Unsere 
Tarifvertreter und Fachgewerk-
schaften sind mit diesem Er-
gebnis zufrieden.“ Er habe vor 
Beginn der Tarifrunde nicht er-
wartet, dass ein so hoher Ab-
schluss gelingen kann. Wie 
dbb Chef Silberbach ist auch 
Rosenberger davon überzeugt, 
dass dieser Tarifkompromiss 
nur aufgrund die vielen Warn-
streiks und Protestaktionen 
der vergangenen Monate 
überhaupt möglich wurde. Der 
Einsatz der Kolleginnen und 
Kollegen habe Wirkung ge-
zeigt und dem Tarifbereich 
spürbare Einkommenszuwäch-
se gebracht. 

„Für mich ist diese Einkom-
mensrunde allerdings erst mit 
der Anpassung von Besoldung 
und Versorgung beendet“, 

schränkte Rosenberger die 
Freude über den Tarifabschluss 
ein. Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser hat zwar zuge-
sagt, das Volumen der Tarifeini-
gung auf die Beamtinnen und 
Beamten des Bundes zu über-
tragen. Den Pensionärinnen 
und Pensionären soll allerdings 
die steuerfreie Inflationsaus-
gleichsprämie von insgesamt 
3 000 Euro vorenthalten wer-
den. Die Kritik der Gewerk-
schaften an diesem Vorgehen 
hat das Innenministerium als 
„Rosinenpickerei“ mit dem Hin-
weis abgetan, man könne den 
Pensionären nicht zahlen, was 
man den Rentnern nicht gebe. 
„Das geht gar nicht“, reagierte 
BBW-Chef Rosenberger empört. 
Die Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfän-
ger abzukoppeln, sei das „fal-
sche Signal“.

Digitales Treffen mit Spitzenvertretern des Staats-, Innen- und Finanzministeriums

Erster Jour fixe in diesem Jahr 
Spitzenvertreter des Staats-, 
Innen- und Finanzministeriums 
sowie des BBW haben sich am 
4. April 2023 im Rahmen einer 
Videokonferenz zu dem ersten 
Jour fixe in diesem Jahr zusam-
mengeschlossen. Ausgetauscht 
hat man sich zum Thema 
amtsangemessene Besoldung 
vor dem Hintergrund der Ein-
führung von Bürgergeld und 

Wohngeld. Gesprochen hat 
man auch über die angekün-
digte Einführung von „Lebens-
arbeitszeitkonten“. Hier pocht 
der BBW darauf, dass der Ein-
führungstermin 1. Januar 2024 
eingehalten wird. Themen wa-
ren zudem: „Gewalt gegen Be-
schäftigte im öffentlichen 
Dienst“ und der „Masterplan 
für die digitale Transformation 

der Verwaltung“. Teilnehmen-
de der Unterredung waren: Dr. 
Florian Stegmann, Staatsminis-
ter und Chef der Staatskanzlei; 
Ministerialdirektor Reiner Mo-
ser, Amtschef des Innenminis-
teriums; Heiko Engling, der 
Nachfolger von Ministerialdi-
rektor a. D. Jörg Krauss im  
Finanzministerium; Dr. Chris
tian Järkel, Referatsleiter Perso-

nal Öffentliches Dienstrecht im 
Staatsministerium; Maria Rich-
ter, Referat Personal, Öffentli-
ches Dienstrecht im Staatsmi-
nisterium; BBW-Chef Kai Ro-
senberger; BBW-Vize Joachim 
Lautensack sowie Susanne 
Hauth, Justiziarin und Ge-
schäftsführerin beim BBW. 
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Keine Probleme erwartet Ro-
senberger hingegen bei der 
Übertragung des Tarifergeb-
nisses auf den Beamtenbe-
reich, obwohl die Einigung 
zum 1. März 2024 einen So-
ckelbetrag von 200 Euro plus 
5,5 Prozent vorsieht. Der So-
ckel könne zwar nicht auf die 
Beamtinnen und Beamten 
übertragen werden. Das sei 
rechtlich aufgrund des Ab-
standsgebots zwischen den 
Besoldungsgruppen nicht zu-
lässig. Deshalb müsse der So-
ckel in eine lineare Besol-
dungserhöhung umgerechnet 

werden. Rosenberger ist zuver-
sichtlich: „Das wird gelingen.“

Die Tarifeinigung TVöD kommt 
die öffentlichen Arbeitgeber 
teuer zu stehen. Karin Welge, 
die Präsidentin der kommuna-
len Arbeitgebervereinigung 
VKA, sprach vom „teuersten 
Tarifabschluss aller Zeiten“. Auf 
die Kommunen kämen dauer-
hafte Kosten von rund 13 Milli-
arden Euro zu. Laut Bundesin-
nenministerium betragen die 
Kosten über zwei Jahre 1,4 Mil-
liarden Euro allein für die 
134 000 Tarifbeschäftigten  

des Bundes, bei einer entspre-
chenden Übertragung des Ab-
schlusses auf die Beamten 4,95 
Milliarden Euro. Ab 2025 rech-

ne der Bund für Tarifbeschäf-
tigte und Beamte pro Jahr mit 
zusätzlichen Kosten von 3,75 
Milliarden Euro.�

Landestarifkommission tagte in Stuttgart

Einstimmung auf die Einkommensrunde TV-L – 
Entscheidungen rund um den TVöD im Blick 
Der Schlichterspruch zum TVöD 
und die im Herbst beginnende 
Tarifrunde TV-L waren die be-
stimmenden Themen bei der 
Sitzung der Landestarifkom-
mission (LTK), die am 18. April 
2023 und damit wenige Tage 
vor dem Tarifabschluss TVöD 
stattgefunden hat. Turnusge-
mäß fanden auch die Neuwah-
len des Vorstands statt.

Gast der Veranstaltung war  
Ulrich Hohndorf, der Leiter des 
Geschäftsbereichs Tarif beim 
dbb.

Bereits im Vorfeld der Sitzung 
war bekannt geworden, dass 
der Bund seinen Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfängern die Inflati-
onsausgleichsprämie nicht ge-
währen will. Ulrich Hohndorf 
dämpfte bereits bei der LTK-Sit-
zung zu hohe Erwartungen, 
dass man beim Bund in dieser 
Sache eine Meinungsänderung 
durchsetzen könne. dbb Bun-
desvorsitzender Silberbach hät-
te das zwar in den vergangenen 
Verhandlungsrunden gefordert 
und würde das auch in der vier-
ten Tarifrunde verlangen. Doch 
die Erfolgsaussichten seien 
eher gering. Dies bedeute, dass 

den Pensionärinnen und Pensi-
onären die Einmalzahlungen 
von Januar 2023 einschließlich 
Februar 2024 versagt bleiben, 
empörte sich BBW-Chef Kai Ro-
senberger. Im Klartext, man 
verweigere ihnen 1 240 Euro im 
Juni 2023 rückwirkend für die 
Zeit ab 1. Januar 2023 und mo-
natlich 220 Euro ab Juli 2023 bis 
einschließlich Februar 2024 und 
damit mehr als ein Jahr lang 
jegliche Erhöhung ihrer Bezüge. 
Damit würden die Pensionärin-
nen und Pensionäre deutlich 
von der Entwicklung der Besol-
dung abgehängt, obwohl rein 
rechtlich eine Übertragung der 
Inflationsausgleichsprämie 

möglich wäre. „Das darf nicht 
sein“, erklärte Rosenberger. Er 
regte deshalb, insbesondere 
mit Blick auf die im Herbst an-
stehende Tarifrunde TV-L, eine 
konzertierte Aktion der dbb 
Landesbünde an, die bereits 
zwei Tage später in die Tat um-
gesetzt wurde. Zwar haben der 
baden-württembergische Fi-
nanzminister Danyal Bayaz und 
auch einige seiner Kollegen aus 
anderen Bundesländern nach 
dem Tarifabschluss TV-L Ende 
2021 immer wieder signalisiert, 
dass sie es vorziehen würden, 
bei künftigen Tarifabschlüssen 
hohe Einmalzahlungen zu ver-
meiden, die den Versorgungs-

empfängerinnen und Versor-
gungsempfängern verwehrt 
bleiben. Dennoch ist beim BBW 
und den anderen dbb Landes-
bünden die Sorge groß, dass die 
Verweigerungshaltung des 
Bundes Signalwirkung für die 
Länder haben könnte und am 
Ende auch die Pensionärinnen 
und Pensionäre in den Ländern 
bei einer Inflationsausgleichs-
prämie leer ausgehen könnten. 

Einig waren sich die Mitglieder 
der LTK, dass bei den anstehen-
den TV-L-Verhandlungen die 
Novellierung der Entgeltord-
nung (EGO) Priorität haben 
muss. �

©
 B

BW

	< Der Vorstand der Landestarifkommission, der bei der Sitzung im April neu gewählt wurde (von links): der Vorsit-
zende des Gremiums, BBW-Vize Jörg Feuerbacher (DSTG); die Beisitzerinnen und Beisitzer im Vorstand, Andreas 
Sezer (DSTG), Ursula Kampf (PhV), Sabine Glas (BSBD), Antonio Pellegrino (DPolG) sowie die stellvertretende Vor-
sitzende Heike Strausberger (DPolG). Nicht im Bild: Beisitzer Robert Wendling (VDStra.).
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Gespräch mit der Karlsruher Regierungspräsidentin Sylvia Felder

41-Stunden-Woche beim Generieren von 
Nachwuchskräften ein Hemmschuh
Während die Politik um ein Einwanderungsgesetz zur Abmilderung des Fachkräftemangels streitet, 
buhlen Unternehmen und Behörden gleichermaßen um die wenigen Fachkräfte, die der leer gefegte 
Arbeitsmarkt noch hergibt. Der öffentliche Dienst habe allerdings in diesem Wettbewerb die schlech-
teren Karten, sagte Regierungspräsidentin Sylvia Felder im Gespräch mit BBW-Chef Kai Rosenberger. 
Die 41-Stunden-Woche sei beim Generieren von Nachwuchskräften ein Hemmschuh. 
Getroffen hatte man sich am 
13. April 2023 im Regierungs-
präsidium Karlsruhe. Sinn und 
Zweck der Unterredung war 
ein Gedankenaustausch zu  
aktuellen Fragen. 

Baden-Württemberg gliedert 
sich in die vier Regierungsbezir-
ke Stuttgart, Karlsruhe, Frei-
burg und Tübingen. Die Regie-
rungsbezirke stehen als Mittel-
behörden zwischen den Lan-
desministerien und der unte-
ren Verwaltungsebene mit 
Landrats- und Bürgermeister-
ämtern. Beim Regierungspräsi-
dium Karlsruhe arbeiten aktu-
ell rund 1 740 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

	< Fachkräftemangel 

Ungeachtet der hohen Infla
tion und der angespannten 
Wirtschaftslage hat der Fach-
kräftemangel in Deutschland 
im vergangenen Jahr ein Re-
kordhoch erreicht. Laut Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) 
konnten 2022 bundesweit 
mehr als 630 000 offene Stel-
len mangels entsprechender 
Fachkräfte nicht besetzt wer-
den. Am stärksten spürbar wa-
ren diese Engpässe laut der 
Studie in den Bereichen Ge-
sundheit, Soziales, Lehre und 
Erziehung sowie im Bereich 
Bau, Architektur Vermessung 
und Gebäudetechnik. 

Betroffen von dem Fachkräfte-
mangel sind der öffentliche 
Dienst und die Privatwirtschaft 
gleichermaßen und mit einer 
Verbesserung der Lage auf dem 

Arbeitsmarkt ist vorerst kaum 
zu rechnen. Die Privatwirtschaft 
lockt mit Geld und attraktiven 
Arbeitszeitangeboten. Was 
kann der öffentliche Dienst dem 
entgegensetzen? Diese Frage 
stand im Mittelpunkt der Unter-
redung im Regierungspräsidium 
Karlsruhe, an dem neben Regie-
rungspräsidentin Sylvia Felder, 
BBW-Chef Rosenberger und 
BBW-Regierungsbezirksvorsit-
zender Dirk Preis auch Sven Rai-
mann, stellvertretender Leiter 
der Personalabteilung der Be-
hörde, sowie Sandra Singer, ju-
ristische Referentin beim BBW, 
teilgenommen haben.

Beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe wirbt man mit einer 
Imagebroschüre und der Auf-
forderung „Kommen Sie zu uns 
ins Team.“ um Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Doch Regie-
rungspräsidentin Felder weiß, 
dass sich mit einer Imagebro-
schüre und dem Werben mit in-
teressanten Arbeitsplätzen al-
lein keine Arbeitskräfte gene-
rieren lassen. Notwendige Vor-
aussetzung sei vielmehr, dass 

das Arbeiten im öffentlichen 
Dienst attraktiver wird, war 
sich die Gesprächsrunde einig. 
Die Bezahlung müsse stimmen, 
sagte BBW-Chef Rosenberger. 
Mit dem 4-Säulen-Modell sei 
ein erster Schritt zur Attraktivi-
tätssteigerung erfolgt, dem je-
doch zwingend weitere folgen 
müssten. Wichtig seien moder-
ne Arbeitszeitangebote. Auch 
öffentliche Arbeitgeber und 
Dienstherren müssten dem 
Wunsch insbesondere junger 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nach einem ausgewo-
genen Verhältnis zwischen Be-
rufsleben und Privatleben 
nachkommen, mahnte Rosen-
berger. Zugleich nahm er die 
grün-schwarze Koalition in die 
Pflicht, endlich die Einrichtung 
von Lebensarbeitszeitkonten, 
und damit den Einstieg in eine 
Verringerung der Wochenar-
beitszeit auf den Weg zu brin-
gen. 

Während die IG Metall eine 
4-Tage-Woche fordert, müssen 
Beamtinnen und Beamte im 
Land 41 Stunden in der Woche 

arbeiten. Das mache den öf-
fentlichen Dienst nicht gerade 
attraktiv und gestalte die  
Suche nach Personal für den 
Beamtenbereich zusätzlich 
schwer, räumte Regierungsprä-
sidentin Felder unumwunden 
ein. Hinzu komme die Besol-
dung, die mit den oft äußerst 
lukrativen Gehaltsangeboten 
der Privatwirtschaft nicht mit-
halten könne. 

	< Flexibilisierung der  
Arbeitszeit/Gesundheits-
management 

Was die Arbeitszeitmodelle in 
ihrem Zuständigkeitsbereich 
betrifft, äußerte sich die Regie-
rungspräsidentin insgesamt 
zufrieden. Die Dienstvereinba-
rung zum Homeoffice sei sehr 
flexibel ausgestaltet. Die Mög-
lichkeit zur Arbeit im Homeof-
fice werde positiv wahrgenom-
men und auch genutzt. Nach 
dem Wechsel des Anbieters 
werde jetzt auch wieder ver-
mehrt das Angebot im Rahmen 
des Gesundheitsmanagements 
genutzt.�

©
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	< Trafen sich zu einem Gedankenaustausch im Regierungspräsidium in Karlsruhe (von links): Sven Raimann, stellver-
tretender Leiter der Personalabteilung beim Regierungspräsidium Karlsruhe; Regierungspräsidentin Sylvia Felder; 
BBW-Chef Kai Rosenberger; Sandra Singer, juristische Referentin beim BBW, Dirk Preis, BBW-Regierungsbezirks-
vorsitzender im Regierungsbezirk Karlsruhe
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Gespräche mit den frauenpolitischen Sprecherinnen von Grünen, SPD und FDP

Im Fokus das ChancenG und der Umgang mit 
sexuellen Übergriffen am Arbeitsplatz
Die Evaluation des Chancen-
gleichheitsgesetzes (ChancenG) 
hat die Auffassung der BBW-
Landesfrauenvertretung bestä-
tigt, dass dieses Gesetz noch 
immer Schwachstellen auf-
weist, die behoben werden 
müssen. Mit notwendigen  
Korrekturen lasse sich die Lan-
desregierung allerdings Zeit, 
kritisiert Heidi Deuschle, die 
Vorsitzende des BBW-Frauen-
gremiums. Den Unmut der 
BBW-Frauenvertreterinnen hat 
Heidi Deuschle im Gespräch 
mit Stephanie Seemann, der 
frauenpolitischen Sprecherin 
der Grünen, und den frauenpo-
litischen Sprecherinnen von 
SPD, Dorothea Kliche-Behnke, 
und FDP, Alena Trauschel, präzi-
siert. Gesprochen hat man auch 
über sexuelle Übergriffe am Ar-
beitsplatz und wie man Betrof-
fene unterstützen kann, sich 
erfolgreich zur Wehr zu setzen.

Die Unterredungen mit den 
frauenpolitischen Sprecherin-
nen von SPD und FDP hat Heidi 
Deuschle gemeinsam mit ihrer 
Stellvertreterin Jacqueline Wei-
gelt geführt, die sie voraus-
sichtlich im Herbst an der Spit-
ze der BBW-Landesfrauenver-
tretung ablösen wird.

Mit dem 2016 in Kraft getrete-
nen „Gesetz zur Verwirklichung 
der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern im öf-
fentlichen Dienst in Baden-
Württemberg“ soll das berufli-
che Vorankommen von Frauen 
in der Verwaltung gezielt ge-
fördert und die Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Beruf 
verbesset werdenn. So sind 
Stadt- und Landkreise wie auch 
Städte ab 50 000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern seit der 
Gesetzesnovelle 2016 in der 
Pflicht, Gleichstellungsbeauf-
tragte einzusetzen. Die kom-
munalen Gleichstellungsbeauf-

tragten sollen die Frauenförde-
rung auf kommunaler Ebene 
voranbringen und einen ent-
scheidenden Beitrag zu mehr 
Gleichberechtigung im öffent
lichen Dienst leisten. 

Im Frühjahr 2020 war die Uni-
versität Heidelberg mit der 
Evaluation des Chancengleich-
heitsgesetzes beauftragt wor-
den. Der Evaluationsbericht 
zeigt insgesamt positive Ent-
wicklungen auf, die sich in ei-
nem aktuell hohen Frauenan-
teil in der öffentlichen Verwal-
tung widerspiegelt. Jedoch gilt 
dies nicht für Spitzenämter 
und Führungspositionen. Frau-
en sind hier weiterhin unterre-
präsentiert. In den größeren 
Kommunen wurden Gleichstel-
lungsbeauftragte eingestellt, 
die vielfältigen Aufgaben nach-
kommen, wie zum Beispiel Er-
stellung von Chancengleich-
heitsplänen, Beteiligung an 
Stellenbesetzungsverfahren, 
Weiterbildung der Verwal-
tungsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeitern sowie Öffentlich-
keitsarbeit zum Thema Gleich-
stellung. Die Umsetzung dieser 
Aufgaben variiert stark und 
bietet weiteres Entwicklungs-
potenzial. Die Befragung der 
kommunalen Ebene zeigt ein 

gemischtes Bild. Bei den grö-
ßeren Stadtkreisen und Ge-
meinden sowie in den Land-
kreisen ist das Thema Gleich-
stellung inzwischen etabliert, 
wenn auch in der konkreten 
Umsetzung des Gesetzes noch 
Defizite festzustellen sind. Bei 
kleineren Kommunen zeigen 
die Evaluationsergebnisse in-
des überwiegend noch einen 
deutlichen Informations- und 
Umsetzungsbedarf auf. Bei 
den Befragungen berichteten 
die Beteiligten auf Landesebe-
ne, dass das ursprüngliche Ge-
setz wie auch die aktuelle No-
velle positive Effekte zeigen. 
Zugleich weisen sie jedoch auf 
teilweise unpräzise Formulie-
rungen und Lücken im Gesetz 
hin sowie auf mangelnde 

Kenntnis und Verständnis des 
Chancengleichheitsgesetzes 
unter anderem in den Reihen 
des Führungspersonals. Trotz 
der im Evaluationsbericht auf-
gezeigten Mängel an der Aus-
gestaltung des Chancengleich-
heitsgesetzes sehe die Regie-
rungskoalition in dieser Legis-
laturperiode keinen Hand-
lungsbedarf für Korrekturen, 
kritisierte Heidi Deuschle in 
den Gesprächen mit den frau-
enpolitischen Sprecherinnen 
der Grünen, der SPD und der 
FDP. Das Sozialministerium 
habe lediglich sogenannte 
FAQs, sprich eine Zusammen-
stellung von oft gestellten Fra-
gen und den dazugehörigen 
Antworten zum ChancenG für 
das Frühjahr 2023 angekün-
digt. Bis jetzt seien diese aber 
noch nicht veröffentlicht wor-
den. Zugleich bemängelte die 
Vorsitzende der Landesfrauen-
vertretung eine unzureichende 
Informationskultur. Nachrich-
tenübermittlung lediglich über 
die Homepage reiche nicht 
aus. Wichtige Informationen 
gingen deshalb oft an den Be-
auftragten für Chancengleich-
heit (BfC) vorbei. Die Frauen-
vertreterinnen des BBW schla-
gen deshalb vor, dass das Sozi-
alministerium die anderen Mi-
nisterien informiert und diese 
dann die Information an die 
Dienststellen weitergeben.  

	< Trafen sich Ende März 2023 zu einem Gedankenaustausch: die Vorsitzen-
de der BBW-Landesfrauenvertretung, Heidi Deuschle (rechts), und Ste-
phanie Seemann, die frauenpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

©
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	< Gedankenaustausch mit der frauenpolitischen Sprecherin der SPD im  
April 2023 (von links): Dorothea Kliche-Behnke (SPD), die Vorsitzende der 
BBW-Landesfrauenvertretung Heidi Deuschle und ihre Stellvertreterin 
Jacqueline Weigelt
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Auch über sexuelle Übergriffe 
am Arbeitsplatz hat man ge-
sprochen. Die Gesprächspart-
nerinnen waren sich einig, 
dass hier entschiedenes Durch-
greifen notwendig ist. Inner-
halb der BBW-Landesfrauen-
vertretung weiß man deshalb 
auch zu schätzen, dass inner-
halb der Landesverwaltung je-

des Ressort bereits eine ent-
sprechende Dienstvereinba-
rung hat oder dabei ist, eine 
solche abzuschließen. Sinn und 
Zweck dieser Dienstvereinba-
rungen ist es klarzustellen, 
dass hier eine Nulltoleranzhal-
tung vorliegt und eine Bagatel-
lisierung durch Vorgesetzte als 
grobes Dienstvergehen gese-

hen wird. Einig war man sich 
auch, dass der Opferschutz im-
mer im Fokus bleiben muss. Ei-
nige Ressorts, darunter auch 
das Sozialministerium, plädie-
ren für eine unabhängige Be-
schwerdestelle für Opfer. Eine 
solche Kontaktstelle entspricht 
auch den Vorstellungen der 
BBW-Landesfrauenvertretung. 

Selbstverständlich hat man 
sich auch über andere Themen 
ausgetauscht, unter anderem 
über die Zuverlässigkeit von 
Kinderbetreuung, die Steige-
rung der Attraktivität des öf-
fentlichen Dienstes, Nach-
wuchsgewinnung und  
die technische Ausstattung  
am Arbeitsplatz.�

Wichtige Botschaft des Seminars  – Vollmacht über den Tod hinaus:

Seit 2023 nur noch mit notarieller 
Beglaubigung rechtswirksam 
Gesetzesänderungen im Bürger-
lichen Gesetzbuch (BGB) im Be-
reich Erbrecht sind seit der Ver-
öffentlichung im Reichsgesetz-
blatt 1896 und seit Inkrafttre-
ten 1900 äußerst selten. Nicht 
jedoch in anderen Rechtsberei-
chen, wie auch bei der „Rechts-
gültigkeit von Vollmachten über 
den Tod“ hinaus. Ein Thema, das 
nicht nur ältere Menschen be-
trifft, die ihre „letzte Meile“ und 
ihren „letzten Willen“, ihr „Tes-
tament“, ihre „Patientenverfü-
gung“… eigenverantwortlich  
regeln wollen. 

Vorzusorgen für den Verlust  
selbstbestimmten Handelns 
bis hin zum Todesfall, das ist 
für viele Menschen inzwischen 
vernünftig und fürsorglich, 
wollen sie doch in diesen Fra-
gen ihrem Wunsch und Willen 
Ausdruck geben und – sehr 
häufiges Motiv – Streitigkeiten 
in der Familie im Vorfeld nach 
Möglichkeit verringern oder 
gar ganz vermeiden. Dabei hel-
fen gute Informationen und  
juristische Fachkompetenz. 

Deshalb führte die BBW-Lan-
desseniorenvertretung, unter-
stützt von BBW-Geschäftsfüh-
rer Peter Ludwig und Christina 
Hofmann von der dbb akade-
mie, zum zweiten Mal ein  
Seminar zu den Themen  
„Erbrecht“ und „Patientenver-
fügung“ durch, mit großer 
Nachfrage und überschwäng-
lich positiven Rückmeldungen 

der insgesamt 15 Teilnehmer. 
Maßgeblich zum positiven 
Feedback aller Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer hat auch 
die gastfreundliche Familie 
Bitzer mit ihrem kompetenten 
Personal im Waldhotel Som-
merberg in Baiersbronn beige-
tragen. Besonders gut bewer-
tet wurden jedoch die Fachre-
ferate der Experten, die ihre 
komplexen, aber doch sehr 
wichtigen Fachbereiche ver-
ständlich präsentierten und 
alle Fragen der Teilnehmer ein-
fühlsam und ausführlich be-
antworteten.  

Harald Röcker, Geschäftsführer 
a. D. der AOK Mittlerer Ober-
rhein führte am ersten Tag in 
die „Vorsorge im Gesundheits-
bereich für ältere Menschen – 
Vorsorge für den Ernstfall“ ein, 
denn „ein Augenblick kann al-
les ändern“, nicht nur bei älte-
ren Menschen! Er nahm über-
zeugend Stellung zu Grund-
sätzlichem, klärte die Begriffe 

Patientenverfügung, Vorsorge-
vollmacht und Betreuungsver-
fügung, informierte über sinn-
volle Kombinationsmöglichkei-
ten sowie Aufbewahrungs-
möglichkeiten für den „Fall des 
Falles“, gab persönliche Hilfe-
stellungen. Besonders wichtig 
sei, dass jeder Mensch seine in-
dividuelle Entscheidung treffe, 
dass er sich selber darüber klar 
werde, wovor er Angst habe, 
was er sich erhoffe, wie er sich 
das Ende seines Lebens vorstel-
le, welche medizinischen Ein-
griffe er gegebenenfalls wün-
sche oder ablehne… Unter-
schiedliche Textbeispiele wur-
den vorgestellt, erläutert und 
von den Teilnehmenden in ei-
ner vertraulichen Umgebung 
offen diskutiert. Aber nicht je-
der/jede könne und wolle sich 
diesen existenziellen Fragen 
stellen, so hilfreich und entlas-
tend dies auch für die Angehö-
rigen sei. Am Rande nahm er 
auch Stellung zum politisch 
umstrittenen Thema „Bürger-

versicherung“ aus seiner fachli-
chen Sicht.  

Dr. Stefan Seyfahrt ist als Fach-
anwalt für Erbrecht in der Reut-
linger Kanzlei VOELKER & Part-
ner seit vielen Jahren in der Be-
ratung, rechtlichen Unterstüt-
zung und als zertifizierter Tes-
tamentsvollstrecker für seine 
Klienten erfolgreich im Einsatz 
– und eben auch für uns als Re-
ferent im Seminar. Er führte an-
schaulich in die Grundsätze des 
deutschen Erbrechts ein, streif-
te das Erbschaftssteuerrecht 
und seine möglichen Auswir-
kungen. Die Schwerpunkte sei-
ner Ausführungen: „Die Vor- 
und Nachteile des klassischen 
Ehegattentestaments“ (Berli-
ner Modell) – „Verschenken 
oder Vererben (10 Fragen zur 
Übertragung von Vermögen zu 
Lebzeiten)“, „Pflichtteil –  
Vermächtnis – Erbenstreit  
(10 Fragen zu besonders kon-
fliktanfälligen Aspekten des 
Erbrechts)“, „Behindertentesta-
mente“ (Schutztestamente, die 
erreichen, dass das dem behin-
derten Kind zugewandte Ver-
mögen als Schonvermögen 
nicht vom Sozialhilfeträger in 
Anspruch genommen werden 
kann). Seine anonymisierten 
„Anekdoten“ aus seinen beruf-
lichen Erfahrungen mit Erb-
schaftsstreitigkeiten, häufig 
ausgelöst durch die angeheira-
teten „Schwiegertiger“, selte-
ner durch die eigenen Kinder 
und Geschwister, seine  

©
 B

BW
	< Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Seminars vor dem Tagungs

hotel in Baiersbronn.
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Ausflug nach Straßburg zum Europaparlament

Es gibt noch freie Plätze
Der BBW-Regierungsbezirk Freiburg veranstaltet am Mitt-
woch, 14. Juni 2023, einen Besuch des Europaparlamentes  
in Straßburg. 

Die Anreise erfolgt mit einem Reisebus ab Waldshut, mit Zu-
steigemöglichkeiten in Lörrach, Freiburg und Appenweier. 
Der Teilnehmerbeitrag beträgt 20 Euro, der die Busfahrt, eine 
Stadtrundfahrt und ein kleines Vesper beinhaltet.

Hierfür sind noch Plätze frei und wir bitten Sie, Ihre Mitglie-
der aus diesem Bereich zu informieren. 

Weitere Informationen sowie die Kontaktdaten für die An-
meldung erhalten Sie unter folgendem Link: 

www.bbw.dbb.de/aktuelles/news/besuch-des- 
europaparlamentes-fuer-mitglieder-der-fachverbaende- 
des-bbw-beamtenbund-tarifunion/

Bundesbeihilfeverordnung –  
Vorgriffsregelung für Heil- und Hilfsmittel

Leistungen an  
GKV-Regelungen angepasst 
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat hat eine 
Vorgriffsregelung für beihilfefähige Heil- und Hilfsmittel nach 
der Bundesbeihilfeverordnung in Kraft gesetzt. Damit wer-
den die beihilfefähigen Beträge entsprechend der Entwick-
lung in der gesetzlichen Krankenversicherung angehoben. 

Betroffen sind Positionen im Bereich der Krankengymnastik, 
Ergotherapie und Massagen sowie auch der Bereich der 
Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie. Zudem wurde die Anlage 
um neue Positionen erweitert, beispielsweise im Bereich der 
Podologie oder der Ernährungstherapie. Dies entspricht einer 
dauerhaften Forderung des dbb, um die Leistungen der Beihil-
fe auf einem angemessenen Erstattungsniveau zu halten. 

Die Vorgriffsregelung gilt seit dem 1. Mai 2023.

Lösungsvorschläge durch 
rechtssichere Testamente, ge-
gebenenfalls auch durch die 
Einsetzung von Testaments-
vollstreckern aus dem Freun-
deskreis, aus der Familie oder 
anderweitig vom Nachlassge-
richt akzeptierten professionel-
len Testamentsvollstreckern, 
reicherten die „trockene“ Ma-
terie humorvoll und nachvoll-

ziehbar an. Keine einzige Frage 
blieb unbeantwortet, kein An-
liegen eines Teilnehmenden 
wurde nicht aufgenommen. 
Ein außergewöhnlich begabter 
Präsentator und Berater. Seine 
Auskunft: Vollmachten über 
den Tod hinaus haben seit dem 
1. Januar 2023 nur Bestand mit 
notarieller Beglaubigung. An-
dere rechtswirksame Formen 

der Beglaubigung aus der Zeit 
davor haben Bestandsschutz!

Waldemar Futter leitete das 
Seminar, führte in die organi-
satorischen Strukturen der Se-
niorenarbeit im Beamtenbund 
ein, informierte über Vernet-
zungen mit Seniorenorganisa-
tionen in den Kommunen, im 
Land und im Bund, über aktu-

elle Probleme und Erfolge, gab 
persönliche Impulse für gute 
Lösungen in streitigen Erb-
schaftsfällen und sorgte für ei-
nen geordneten Ablauf. Der 
Wunsch der Teilnehmer: Wei-
tere Seminare mit diesem The-
menschwerpunkt mögen fol-
gen. Peter Ludwig vom BBW 
sagte dies zu.

Waldemar Futter

<BBW – Beamtenbund Tarifunion
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Europäischer Abend im dbb forum

Fazit: dem Fachkräftemangel mit  
qualifizierter Zuwanderung begegnen
Die Herausforderungen sind 
groß. Der Fachkräftemangel 
betrifft inzwischen ganz Euro-
pa. Ohne qualifizierte Zuwan-
derung wird das Problem nicht 
zu lösen sein. Angesagt sind 
Solidarität der EU-Staaten im 
Umgang mit Migration und 
rechtsstaatliches Handeln.

Mit diesen Sätzen lässt sich zu-
sammenfassen, was die Akteu-
re des Europäischen Abends 
zum Thema „Fachkräftemangel 
in Europa. Wie gelingt die EU-
Migrationspolitik?“ am 19. Ap-
ril 2023 im dbb forum berlin in 
ihren Impulsvorträgen erläu-
tert, begründet und anschlie-
ßend mit den Gästen der Ver-
anstaltung in drei „Breakout 
Sessions“ diskutiert haben. Zu 
den Gästen der Veranstaltung 
gehörte  Julia Mayer von der 
baden-württembergischen 
Landesjugendleitung als Spre-
cherin der AG Europa der dbb 
jugend und war damit zugleich 
Teilnehmerin an einer der drei 
„Breakout Sessions“.

„Es liegt im ureigenen Interes-
se Europas, die Risiken, die de-
mografischer Wandel und 
Fachkräftemangel für unseren 
Wohlstand und unsere Sicher-
heit bergen, durch geregelte 
und qualifizierte Zuwanderung 
sowie nachhaltige Integration 
zu minimieren“, betonte der 
dbb Chef Ulrich Silberbach in 
seinem Impulsvortrag. Ent-
scheidend sei zudem, dass Eu-
ropa seinen rechtsstaatlichen 
Prinzipien treu bleibe. „Natür-
lich brauchen wir einen besse-
ren Schutz der Außengrenzen. 
Gleichzeitig will aber niemand, 
dass Menschen im Mittelmeer 
ertrinken, dass es zu Pushbacks 
kommt, dass wir in Europa ge-
gen internationales Recht ver-
stoßen. Wer aber meint, Men-
schenrechtsverletzungen an 

unseren Außengrenzen seien 
hinzunehmen, wird die Men-
schenrechte über kurz oder 
lang auch im Innern nicht ver-
teidigen können“, warnte  
Silberbach. 

Der Bundestagsabgeordnete 
Yannick Bury (CDU), der auch 
Vorsitzender der interfraktio-
nellen Europa-Union Parlamen-
tariergruppe ist, meint, dass es 
für eine europäische Heraus-
forderung wie der Umgang mit 
Migration „nur eine europäi-
sche und nicht einzelne natio-
nale Lösungen geben“ könne.

EU-Kommissar Nicolas Schmit, 
verantwortlich für Beschäfti-
gung, Soziales und Integration, 
forderte ein Maßnahmenbün-
del, das zügig und EU-weit um-
gesetzt werden müsse, um 
dem flächendeckenden Fach-
kräfte- und Nachwuchsmangel 
nachhaltig zu begegnen. Zu-
gleich müsse die Bevölkerung 
„fit für den Arbeitsmarkt“ ge-
macht werden. Nicolas Schmit: 
„Europa muss seine Grenzen 
schützen. Aber auch seine 
Werte und seinen Wohlstand 
bewahren. Dazu gehört, dass 
wir denen Schutz gewähren, 
die Schutz brauchen, und eine 

geordnete Arbeitsmigration 
praktizieren, die verhindert, 
dass ganze Branchen wegen 
fehlenden Personals zusam-
menbrechen.“

Auch der Grünen-Bundestags-
abgeordnete Anton Hofreiter, 

der Vorsitzender des Ausschus-
ses für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union ist, be-
tonte, dass es gegen den Fach-
kräftemangel auch Zuwande-
rung brauche. Gleichzeitig kriti-
sierte er die „unsachliche Dis-
kussion über illegale Migration 
einerseits und Fachkräftezuzug 
andererseits“. 

Linn Selle, Präsidentin der Euro-
päischen Bewegung Deutsch-
land (EBD) und hauptberuflich 
Leiterin des Referats Europa in 
der Vertretung Nordrhein-
Westfalens beim Bund, unter-
strich, damit Zuwanderung in 
die Europäische Union erfolg-
reich sein könne, brauche es 
dringend mehr Koordination 
zwischen den Mitgliedstaaten. 
Auch in diesem Feld müsse die 
EU am Ende ein „einheitlicher 
Markt“ werden. 
�
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	< Mitglieder der dbb jugendvertretung gemeinsam mit dem Grünen-Bun-
destagsabgeordneten Anton Hofreiter (Dritter von links) beim Europäi-
schen Abend im dbb forum in Berlin. Rechts im Bild: Julia Mayer von der 
baden-württembergischen Landesjugendleitung, die als Sprecherin der 
AG Europa der dbb jugend an der Veranstaltung teilnahm.

Hinweise zum Umgang mit dem Coronavirus

Fast alle Regelungen  
jetzt ruhend gestellt
Nachdem bereits zum 1. März 2023 die Coronaverordnung 
des Landes aufgehoben worden ist, wurden jetzt auch fast 
alle Hinweise des Innenministeriums und des Finanzministe-
riums zum Umgang mit dem Coronavirus für Beamtinnen 
und Beamte sowie Tarifbeschäftigte des Landes ruhend ge-
stellt. Nach wie vor gilt noch folgende Regelung:

„Die erhöhte Anzahl an Tagen, für die Kinderkrankengeld 
nach § 45 Abs. 2 a Sätze 1 und 2 des Sozialgesetzbuchs (SGB) 
Fünftes Buch gewährt werden kann, gilt für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer noch für das gesamte Jahr 2023 (ent-
sprechend der Ausführungen unter Ziffer 8 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe bb der Hinweise). Auch für Beamtinnen und 
Beamte können daher in sinngemäßer Übertragung weitere 
Sonderurlaubstage entsprechend der Ausführungen unter 
Ziffer 8 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa der Hinweise im 
Wege einer Ermessensentscheidung auf Basis des § 29 Abs. 1 
Nr. 1 der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung für das gesamte 
Jahr 2023 gewährt werden.“
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Sozialwahlen 2023 

Die Chance wahrnehmen und die            
Gemeinschaft der Versicherten stärken 
Am 31. Mai 2023 finden Sozialwahlen statt –  
bisher ohne großes öffentliches Interesse.

Die wichtigsten Fakten auf ei­
nen Blick: Rund 52 Millionen 
Versicherte und Rentnerinnen 
und Rentner entscheiden bei 
der Sozialwahl darüber, wer 
sie in der Deutschen Renten­
versicherung und bei einer 
Reihe gesetzlicher Kranken­
kassen in den Sozialparla­
menten vertritt.

<	 Welche Gremien  
werden gewählt?

Bei den Sozialwahlen werden 
Mitglieder der Verwaltungs­
räte der gesetzlichen Kran­
kenkassen sowie der Vertre­
terversammlung der Deut­
schen Rentenversicherungen 
bestimmt. Die jeweiligen Gre­
mien bestehen zur Hälfte aus 
den gewählten Vertretern der 
Versicherten, zur anderen 
Hälfte aus den Vertretern der 
Arbeitgeber.

<	 Wofür ist eine  
Vertreterversammlung 
zuständig?

Die Sozialversicherung ist in 
der sogenannten Selbstver­
waltung organisiert. Dies be­
deutet, dass der Träger keine 
vom Staat ernannte Stelle ist, 
sondern die Gemeinschaft 
der Versicherten. Diese wäh­
len selbst ihr „Parlament“, 

dieses wiederum den Vor­
stand. Dieses Parlament be­
schließt über den Haushalt 
und besetzt unter anderem 
Ausschüsse, die über Wider­
sprüche von Versicherten 
entscheiden. Ist ein Versi­
cherter daher mit einer Ent­
scheidung nicht einverstan­
den, entscheiden in den Aus­
schüssen die Personen, die 
von der Gemeinschaft ge­
wählt wurden.

<	 Ist die Renten­
versicherung denn nicht 
nur was für Rentner?

Nein, die Rentenversicherung 
fördert auch viele Maßnah­
men zum Erhalt der Arbeits­
leistung, insbesondere  
Rehamaßnahmen. Von den 
Entscheidungen, die bei der 
Rentenversicherung getroffen 
werden, kann daher jede/ 
jeder sozialversicherungs­
pflichtige Beschäftigte  
betroffen sein.

<	 Warum ist es sinnvoll,  
die Liste des dbb zu  
unterstützen?

Der dbb – Liste 9 bei der 
Deutschen Rentenversiche­
rung Bund – setzt sich für 
eine Rente ein, die auch in  
Zukunft ein sicheres und  

auskömmliches Leben ermög­
licht. Er wehrt sich gegen eine 
weitere Anhebung des Ren­
teneintrittsalters und fordert 
den weiteren Ausbau von 
Modellen, die einen fließen­
den Übergang vom Arbeits­

leben in den Ruhestand er­
möglichen. Gehen daher auch 
Sie zur Wahl und bedenken 
dabei: Mit Liste 9 unterstüt­
zen Sie nicht nur den dbb, 
sondern vor allem auch Ihre 
eigenen Interessen!�

Der dbb setzt sich dafür ein:
 die Absenkung des Rentenniveaus zu stoppen,
 Altersarmut zu verhindern – durch auskömmliche 

 Einkommen und flankierende rentenrechtliche 
 Maßnahmen,
 die Regelaltersgrenze nicht weiter anzuheben,
 eine alters- und alternsgerechte Arbeitswelt zu 

 gestalten, in der Arbeits- und Gesundheitsschutz 
 sowie lebenslanges Lernen großgeschrieben werden,
 einen gleitenden und flexiblen Übergang aus dem 

 Erwerbsleben zu ermöglichen,
 die Versicherten über die bestehenden Rehabilita-

 tionsmöglichkeiten umfassend zu informieren,
 die Selbstverwaltung zu stärken.

Friedrichstraße 169 | 10117 Berlin | www.dbb.de

Stimmen Sie für die Liste 9 –
die Liste des dbb!

Wir setzen uns dafür ein,
dass die Rente auch 

in Zukunft ein sicheres und 
auskömmliches Leben 

ermöglicht.

Michaela Mandal und 
Ulrich Silberbach
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gelingt, die eine von Vertrauen 
geprägte und wertschätzende 
Zusammenarbeit fördern kön­
nen. Dazu erkennen sie, wie 
sich eine Bewegung vom pro­
blemorientierten zum lösungs­
basierten Ansatz auf das Zu­
sammengehörigkeitsgefühl 
und die Arbeitsfreude aus­
wirkt.

n

Seniorenpolitik 
(Nr. B194 CH)

	> vom 24. bis 25. Oktober 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Dieses Seminar wird von der 
BBW-Landesseniorenvertre­
tung veranstaltet und richtet 
sich insbesondere an Kolle­
ginnen und Kollegen, die in 
den Fachorganisationen des 
BBW mit der Seniorenarbeit 
betraut sind. Im Mittelpunkt 
steht, neben aktuellen Infor­
mationen zum Thema, die 
Optimierung der ehrenamt­
lichen Arbeit.

n

Gesundheitsmanagement 
(Nr. B195 CH)

	> vom 28. bis 29. Oktober 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches 
Gesundheitsmanagement“ er­
lernen. Als zentrale Punkte ste­
hen dabei die Fragen „Umgang 
mit und Bewältigung von 
Stress“, die „richtige Ernäh­
rung“ sowie „Bewegung und 
Sport“ im Mittelpunkt. 

Zudem üben Sie, sich zu ent­
spannen, erfahren hautnah die 
Bedeutung von Sport und Be­
wegung und lernen, warum Er­
nährung und Wohlbefinden 
viel miteinander zu tun haben.
Wochenendseminar.

n

Mit inspirierenden  
Moderationstechniken 
mehr Beteiligung und  
Zufriedenheit erzielen 
(Nr. B220 CH)

	> vom 18. bis 19. November 
2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Die Sitzungen dauern zu lange. 
Es wird viel gesprochen, kon­
trovers diskutiert, man bleibt 
beim ersten Tagesordnungs­
punkt hängen, häufig geht es 
um Strukturen. Die Teilnehmen­
den verlieren sich in Auseinan­
dersetzungen und ellenlangen 
Gesprächen, und, aber, so nicht 
... Eigentlich wünschen sich alle,  

	> dass sie öfter beflügelt und 
optimistisch aus einer Sit­
zung herausgehen; 

	> dass sie das Gefühl haben, 
die investierte Zeit hat  
ihre Organisation und ihre 
Mitarbeitenden voran­
gebracht;

	> dass sie mit Widerständen 
und Einwänden lockerer um­
gehen – ja, diese sogar nut­
zen können.

Im Seminar werden diese Ziel­
vorstellungen aufgegriffen.  
Die Teilnehmenden erwarten 
Ideen und Methoden, die eine 
aktive Beteiligung fördern. Sie 
lernen Moderationsmethoden 
kennen, die sie bei ihren Auf­
gaben unterstützen und ein­
setzen können.

n

Jugendpolitik 
(Nr. B225 CH)

	> vom 6. bis 7. Dezember 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Dieses Seminar wird von der 
bbw-jugend ausgerichtet und 
befasst sich mit aktuellen The­
men der gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit. Weitere Infos 
können bei der bbw-jugend  
erfragt werden. 

Veränderungen  
annehmen und aktiv  
gestalten (Nr. B226 CH)

	> vom 9. bis 10. Dezember 
2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Übergänge, seien es neue be­
rufliche Herausforderung, Kar­
riereplanung oder der Einstieg 
in eine neue Lebensphase, stel­
len unterschiedlichste Fragen. 
Was will ich ändern? Wer und 
was fordern mich dazu auf? 
Was kommt da auf mich zu? 
Fühle ich mich dem gewach­
sen? Was könnten die neuen 
Ziele sein? Wen betrifft das 
noch? Wie will ich die Verände­
rung planen und mit welchen 
Blockaden setze ich mich wie 
auseinander?

Seminarangebote im Jahr 2023
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2023 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Personalmanagement: 
Verwaltung der Zukunft   
(Nr. B130 CH)

	> vom 9. bis 11. Juli 2023  
in Baiersbronn

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 219 Euro

Verwaltungshandeln und Per-
sonalführung im Lichte von 
Dienstleistungs- und Bürger-
service. Welche Auswirkungen 
haben die Veränderungen der 
letzten Jahre auf Personal und 
Organisation? Der Informati­
onsbürger – Erläuterungen un­
ter anderem auch zum Infor­
mationsfreiheitsgesetz.

n

Mit einem agilen  
Team und einer agilen  
Organisation einen  
Workflow generieren  
(Nr. B308 CH)

	> vom 30. September bis  
1. Oktober 2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Teams entwickeln sich nicht 
von allein – es braucht Ent­
wicklungsstrategien. Das be­
ginnt mit grundsätzlichen 
Überlegungen zu den Rollen 
und Abläufen eines Teams. 
Dabei werden die Aufgaben 
des Teams festgestellt und 
das, was dabei helfen kann, 
verständliche und motivie­
rende Ziele zu finden. Agilität 
fördert das gegenseitige Ver­
ständnis und erzeugt einen 
Workflow. Die offene und 
niederschwellige Kommuni­
kation nimmt zu, selbstsüch­
tiges Handeln nimmt ab. Das 
eigentlich Spannende ist, dass 
in agilen Teams und Organi­
sationen neue Begabungen 
und Einsatzmöglichkeiten 
auftauchen und zum Einsatz 
kommen. Wie das geht, zeigt 
sich im Verlauf des Semina­
res.

Die Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer sehen, wie die Einfüh­
rung konkreter Maßnahmen 
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über  
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.
Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teilnehmerbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Neue Herausforderungen wollen 
geplant sein, damit der Boden, 
auf dem Sie stehen, nicht zur 
Rutschbahn wird. Häufig geht es 
darum, wie sich berufliche und 
familiäre oder persönliche Wün-
sche vereinbaren lassen. 

Das Seminar richtet sich an 
Menschen, die vor neuen be-
ruflichen Herausforderungen 
stehen, sich verändern wollen 
oder vor einem neuen Lebens-
abschnitt stehen und noch 
nicht richtig sehen, wohin es 
gehen kann. Seminarinhalte 
sind: 

	> Veränderungsbedarf wahr-
nehmen und ein positives 
Verhältnis dazu finden,

	> mit gezielter Planung das Ziel 
erreichen,

	> erkennen, um was es geht 
und was bei der Veränderung 
beachtet werden soll,

	> Blockaden erkennen und  
lösen,

	> bei sich bleiben, auch in der 
Auseinandersetzung mit den 
Vorstellungen anderer,

	> Verstehen, woher Unsicher-
heiten kommen, und Ent-
scheidungen vorbereiten,

	> Selbstsicherheit bei der Ge-
staltung Ihrer anstehenden 
Änderungsprozesse gewin-
nen.

n

Wichtige Hinweise:
Über unser Seminarangebot hi-
naus bieten wir auch die Mög-
lichkeit, über „Voucher“ Semina-
re der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro-
gramms der dbb akademie teil-
zunehmen. Interessenten infor-
mieren sich auf der Homepage 
der dbb akademie (www.dbb 
akademie.de) bei den Seminaren 
im „offenen Programm“ (Kenn-

buchstabe „Q“ vor der Seminar-
nummer) und fragen dann beim 
BBW nach, ob für diese Veran-
staltung Voucher zur Verfügung 
stehen. Unabhängig von dem im 
Seminarprogramm veröffent-
lichten Teilnehmerbetrag verrin-
gert sich dieser durch die Inan-
spruchnahme des Vouchers auf 
146  Euro. Mit diesem neuen An-
gebot wollen wir unseren Mit-
gliedern die Möglichkeit einräu-

men, zu vergünstigten Teilneh-
mergebühren von dem vielseiti-
gen Seminarangebot der dbb 
akademie Gebrauch zu machen. 

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 

Mitgliedsverbände des BBW 
entgegengenommen werden. 
Diese halten Anmeldeformula-
re bereit. Eine unmittelbare An-
meldung bei der dbb akademie 
ist nicht möglich. 

Anmeldeformulare sowie un-
ser Seminarprogramm finden 
Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. 

Seminare, die die Mindestteil-
nehmerzahl nicht erreichen, 
werden spätestens vier Wo-
chen vor dem geplanten Semi-
nartermin abgesagt. Daher 
wird empfohlen, sich zeitnah 
für die gewünschten Seminare 
anzumelden.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semi-
nare, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.

Die vorgestellten Seminare er-
füllen gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG BW), 
sofern die Inhalte entweder 
zur beruflichen oder zur ehren-
amtlichen Weiterbildung des/
der jeweiligen Teilnehmer/Teil-
nehmerin infrage kommen.

©
 P

ix
ab

ay
 (3

)



Der BBW: Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 
Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de
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